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1. Abschnitt 
 
(hier nicht wiedergegeben) 
 
2. Abschnitt: Die Bezirksverordnetenversamm-
lung 
 
§§ 5- 11 (hier nicht wiedergegeben) 
 
§ 12 Zuständigkeit der Bezirksverordnetenversammlung  
 
(1) 1Die Bezirksverordnetenversammlung bestimmt die 
Grundlinien der Verwaltungspolitik des Bezirks im Rahmen 
der Rechtsvorschriften und der vom Senat oder den einzel-
nen Mitgliedern des Senats erlassenen Verwaltungsvorschrif-
ten. 2Sie regt Verwaltungshandeln an durch Empfehlungen 
und Ersuchen, kontrolliert die Führung der Geschäfte des 
Bezirksamts, entscheidet in den ihr vorbehaltenen Angele-
genheiten und nimmt die in diesem Gesetz vorgesehenen 
Wahlen, Abberufungen und Feststellungen vor. 3Sie kann 
über alle Angelegenheiten vom Bezirksamt jederzeit Aus-
kunft verlangen. 
 
(2) Die Bezirksverordnetenversammlung entscheidet über 

1.den Bezirkshaushaltsplan (§ 4 Absatz 1) und die Ge-
nehmigung von über- und außerplanmäßigen Ausga-
ben; 
2.die Verwendung von Sondermitteln der Bezirksve-
rordnetenversammlung; 
3.die Genehmigung der Bezirkshaushaltsrechnung 
(§ 4 Absatz 3) unbeschadet der Entlastung durch das 
Abgeordnetenhaus auf Grund der Haushalts- und Ver-
mögensrechnung; 
4.Rechtsverordnungen zur Festsetzung von Be-
bauungsplänen, Landschaftsplänen und anderen bau-
rechtlichen Akten, die nach Bundesrecht durch Satzung 
zu regeln sind, sowie von naturschutzrechtlichen Verän-
derungsverboten, soweit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist; 
5.die Zustimmung zu Grenzberichtigungen 
(§ 1 Absatz 2); 
6.die Zustimmung zu Betriebssatzungen der Eigenbe-
triebe (§ 2 Absatz 1 Satz 2 des Eigenbetriebsgesetzes); 
7.die Zustimmung zum Erwerb und zur Veräußerung 
von Beteiligungen an privatrechtlichen Unternehmen 
(§ 65 Absatz 7der Landeshaushaltsordnung); 
8.die bezirkliche Anmeldung zur Investitionsplanung; 
9.eine Bereichsentwicklungsplanung nach dem Gesetz 
zur Ausführung des Baugesetzbuchs, Anträge des Be-
zirks zur Änderung der Flächennutzungsplanung; 
10.die Errichtung, Übernahme und Auflösung bezirkli-
cher Einrichtungen oder ihre Übertragung an andere 
Träger; 
11.Angelegenheiten, die der Bezirksverordnetenver-
sammlung durch besondere Rechtsvorschrift zugewie-
sen sind. 
 

(3) 1Die Bezirksverordnetenversammlung kann nach voraus-
gegangener Kontrolle (§ 17) oder im Falle des 
§ 13 Absatz 2 Entscheidungen des Bezirksamts aufheben 
und selbst entscheiden; bereits entstandene Rechte Dritter 
bleiben unberührt. 2Ausgenommen sind 
 

1.Einzelpersonalangelegenheiten; 
2.der Erwerb und die Veräußerung von Grundstücken; 
3.die ärztlich, zahnärztlich und tierärztlich bestimmten 
Tätigkeiten; 
4.die Durchführung und Sicherung der Erfüllung der 
Schulpflicht; 
5.Ordnungsangelegenheiten. 

 
§ 13 Empfehlungen und Ersuchen der Bezirksverordne-
tenversammlung 
 
(1) 1Hat die Bezirksverordnetenversammlung eine Empfeh-
lung oder ein Ersuchen an das Bezirksamt gerichtet, so hat 
das Bezirksamt seine Maßnahmen der Bezirksverordneten-
versammlung unverzüglich zur Kenntnis zu bringen. 2Soweit 
dem angeregten Verwaltungshandeln nicht entsprochen wird, 
hat das Bezirksamt die Gründe dafür mitzuteilen. 3In Einzel-
personalangelegenheiten sind Empfehlungen und Ersuchen 
ausgeschlossen. 
 
(2) 1Maßnahmen, die dem angeregten Verwaltungshandeln 
nicht voll entsprechen, sind nicht vor Kenntnisnahme durch 
die Bezirksverordnetenversammlung zu vollziehen. 2Das gilt 
nicht in Fällen, die keinen Aufschub zulassen oder soweit 
gemäß § 12 Absatz 3 Satz 2 eine Entscheidung der Be-
zirksverordnetenversammlung ausgeschlossen ist.
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(3) 1In allen Angelegenheiten, die für den Bezirk von Bedeu-
tung sind, deren Erledigung aber nicht in die bezirkliche 
Zuständigkeit fällt, kann die Bezirksverordnetenversammlung 
Empfehlungen aussprechen; dazu können die Bezirksve-
rordnetenversammlung oder ihre Ausschüsse von den zu-
ständigen Stellen die erforderlichen Auskünfte verlan-
gen. 2Das Bezirksamt setzt sich bei den zuständigen Stellen 
für die Verwirklichung der Empfehlung ein und unterrichtet 
die Bezirksverordnetenversammlung über das Ergebnis. 
 
§§14- 18 (hier nicht wiedergegeben) 
  
3. – 5. Abschnitt 
 
 (hier nicht wiedergegeben) 
 
6. Abschnitt: Mitwirkung der Einwohnerschaft    
 
§ 40 Mitwirkung der Einwohnerschaft 
 
Die Mitwirkung der Einwohnerinnen und Einwohner ist Prin-
zip der Selbstverwaltung der Bezirke. Die Bezirksverordne-
tenversammlung und das Bezirksamt fördern die Mitwirkung 
der Einwohnerschaft an der Wahrnehmung der bezirklichen 
Aufgaben. 
 
§ 41 Unterrichtung der Einwohner 
 
(1) Die Bezirksverordnetenversammlung und das Bezirksamt 
sind verpflichtet, die Einwohnerinnen und Einwohner über die 
allgemein bedeutsamen Angelegenheiten, soweit sie den 
Bezirk betreffen, und über ihre Mitwirkungsrechte zu unter-
richten.  
 
(2) Bei wichtigen Planungen und Vorhaben des Bezirkes, die 
das wirtschaftliche, soziale und kulturelle Wohl der Einwoh-
nerinnen und Einwohner nachhaltig berühren, insbesondere 
beim Haushaltsplan und bei mittel- und längerfristigen Ent-
wicklungskonzeptionen oder –plänen, unterrichtet das Be-
zirksamt die Einwohnerschaft rechtzeitig und in geeigneter 
Form über die Grundlagen sowie Ziele, Zwecke und Auswir-
kungen. Den Einwohnerinnen und Einwohnern soll Gelegen-
heit zur Äußerung gegeben werden. Die Vorschriften über 
eine förmliche Beteiligung oder Anhörung bleiben unberührt. 
 
(3) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Bezirksve-
rordnetenversammlung sowie der öffentlich tagenden Aus-
schüsse sind rechtzeitig öffentlich bekannt, die Beschlussvor-
lagen und gefassten Beschlüsse einsehbar zu machen. Das 
Nähere regelt die Geschäftsordnung.  
 
§ 42 Einwohnerversammlung  
 
Zur Erörterung von wichtigen Bezirksangelegenheiten kön-
nen mit der betroffenen Einwohnerschaft Einwohnerver-
sammlungen durchgeführt werden. Einwohnerversammlun-
gen werden von der Vorsteherin oder dem Vorsteher einbe-
rufen, wenn die Bezirksverordnetenversammlung einberufen, 
wenn die Bezirksverordnetenversammlung dies verlangt oder 
der Antrag einer Einwohnerin oder eines Einwohners auf 
Durchführung einer Einwohnerversammlung von einem 
Drittel der Mitglieder der Bezirksverordnetenversammlung 
unterstützt wird. Das Bezirksamt kann ebenfalls Einwohner-
versammlungen einberufen. 
 
§ 43 Einwohnerfragestunde 

Die Bezirksverordnetenversammlunng kann Einwohnerfrage-
stunden einrichten. Das Bezirksamt ist verpflichtet, in der 
Einwohnerfragestunde Stellung zu nehmen. Die Einwohner-
fragestunde ist Bestandteil der öffentlichen Sitzung der Be-
zirksverordnetenversammlung. Das Nähere regelt die Ge-
schäftsordnung. 
 
§ 44 Einwohnerantrag  
 
(1) In allen Angelegenheiten, zu denen die Bezirksverordne-
tenversammlung nach den §§ 12 und 13 Beschlüsse fassen 
kann, haben die Einwohnerinnen und Einwohner des Be-
zirks, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, das Recht, 
Empfehlungen an die Bezirksverordnetenversammlung zu 
richten (Einwohnerantrag). 
 
(2) 1Der Antrag ist unter Bezeichnung von drei Vertrauens-
personen schriftlich bei der Bezirksverordnetenversammlung 
einzureichen und zu begründen. 2Erklärungen der Vertrau-
enspersonen sind nur verbindlich, wenn sie von mindestens 
zwei Vertrauenspersonen abgegeben werden. 3Das Bezirks-
amt prüft im Auftrag der Bezirksverordnetenversammlung 
unverzüglich die Einhaltung der formalen Zulässigkeitsvo-
raussetzungen. 4Zur Behebung festgestellter Zulässigkeits-
mängel ist von der Vorsteherin oder dem Vorsteher eine 
angemessene Frist zu setzen, soweit diese nicht die Zahl der 
einzureichenden Unterschriften betrifft und wenn dies ohne 
eine Änderung des Gegenstandes des Antrags möglich 
ist.5Nach Abschluss der Prüfung ist das Ergebnis der Be-
zirksverordnetenversammlung vorzulegen. 6Die Vorsteherin 
oder der Vorsteher stellt die Zulässigkeit des Antrags fest 
oder weist ihn zurück. 7Bis zu dieser Entscheidung kann der 
Antrag zurückgenommen werden. 
 
(3) Der Einwohnerantrag ist zulässig, wenn er von mindes-
tens 1 000 Einwohnerinnen und Einwohnern des Bezirks im 
Sinne von Absatz 1 unterschrieben ist. 
 
(4) 1Neben der Unterschrift und dem handschriftlich von der 
unterzeichnenden Person anzugebenden Geburtsdatum 
müssen folgende Daten der unterzeichnenden Person ange-
geben sein: 
 

1.Familiennamen, 
2.Vornamen, 
3.Wohnsitz mit Anschrift (alleinige Wohnung oder 
Hauptwohnung), 
4.Tag der Unterschriftsleistung. 

 
2Bei unleserlichen, unvollständigen oder fehlerhaften Eintra-
gungen, die die unterzeichnende Person nicht zweifelsfrei 
erkennen lassen, gilt die Unterschrift als ungültig. 3Das Glei-
che gilt bei Eintragungen, die einen Zusatz oder Vorbehalt 
enthalten oder nicht fristgerecht erfolgt sind. 4Mit Telefax 
oder elektronisch übermittelte Unterschriften sind ungültig. 
 
(5) 1Über einen zulässigen Einwohnerantrag entscheidet die 
Bezirksverordnetenversammlung unverzüglich, spätestens 
jedoch innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des An-
trags. 2Die Vertrauenspersonen der Antragsteller haben das 
Recht auf Anhörung in der Bezirksverordnetenversammlung 
und in ihren Ausschüssen. 
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7. Abschnitt: Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheid 
 
§ 45 Bürgerbegehren  
 
(1) Die wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürger eines 
Bezirks können in allen Angelegenheiten, in denen die Be-
zirksverordnetenversammlung nach den §§ 12 und 13 Be-
schlüsse fassen kann, einen Bürgerentscheid beantragen 
(Bürgerbegehren). In den Angelegenheiten des § 12 Abs. 2 
Nr. 1 und 2 sind ausschließlich Anträge mit empfehlender 
oder ersuchender Wirkung entsprechend den §§ 13 und 47 
Abs. 3 zulässig. In Angelegenheiten des § 12 Abs. 2 Nr. 4  
sind ausschließlich Anträge mit empfehlender oder ersu-
chender Wirkung zulässig, soweit die Entscheidung über den 
Gegenstand mittels Bürgerentscheid gegen Bundes- oder 
Landesgesetze verstößt. Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheide sind nicht deswegen unzulässig, weil sie finanzwirk-
sam sind. 
 
(2) Bürgerinnen und Bürger, die beabsichtigen, ein Bürger-
begehren durchzuführen, teilen dies dem Bezirksamt schrift-
lich mit. Sie können sich durch das Bezirksamt beraten las-
sen. Die Beratung soll die formalen und materiellen Zulässig-
keitsvoraussetzungen umfassen. Das Bürgerbegehren muss 
eine mit „Ja“ oder „Nein“ zu entscheidende Fragestellung 
enthalten und drei Vertrauensleute benennen, die berechtigt 
sind, die Unterzeichnenden zu vertreten. Rechtliche Beden-
ken sind den Vertrauenspersonen unabhängig von Zeitpunkt 
und Inanspruchnahme der Beratung unverzüglich mitzutei-
len. Das Bezirksamt erstellt umgehend eine Einschätzung 
über die Kosten, die sich aus der Verwirklichung des mit dem 
Bürgerbegehren verfolgten Anliegens ergeben würden. Die 
Antragstellerinnen und Antragsteller sind verpflichtet, die 
geschätzten Kosten auf den Unterschriftsbögen anzugeben 
und dem Bezirksamt den Beginn der Unterschriftensamm-
lung schriftlich unter Einreichung eines Musterbogens anzu-
zeigen. Gebühren und Auslagen werden nicht erhoben. Nach 
Anzeige des Bürgerbegehrens entscheidet das Bezirksamt 
innerhalb eines Monats über die Zulässigkeit des Bürgerbe-
gehrens. Gegen die Entscheidung über die Unzulässigkeit 
eines Bürgerbegehrens können die Vertrauensleute Klage 
vor dem Verwaltungsgericht erheben. 
 
(3) Ein Bürgerbegehren ist zustande gekommen, wenn es 
spätestens bis 6 Monate nach Feststellung der Zulässigkeit 
von drei Prozent der bei der letzten Wahl zur Bezirksverord-
netenversammlung festgestellten Zahl der Wahlberechtigten 
unterstützt wurde. Unterschriftsberechtigt sind die Wahlbe-
rechtigten, die zum Zeitpunkt der Unterschrift das Wahlrecht 
zur Bezirksverordnetenversammlung besitzen.  
 
(4) Über das Zustandekommen eines Bürgerbegehrens 
entscheidet das Bezirksamt innerhalb eines Monats nach 
Einreichung der für das Bürgerbegehren erforderlichen Un-
terschriften. Stellt das Bezirksamt fest, dass das Bürgerbe-
gehren nicht zustande gekommen ist, können die Vertrau-
ensleute Klage vor dem Verwaltungsgericht erheben. 
 
(5) Ist das Zustandekommen eines Bürgerbegehrens festge-
stellt, dürfen die Organe des Bezirks bis zur Durchführung 
des Bürgerentscheids weder eine dem Bürgerbegehren 
entgegenstehende Entscheidung treffen noch mit dem Voll-
zug einer solchen Entscheidung beginnen, es sei denn, 
hierzu besteht eine rechtliche Pflicht.   
 

§ 46 Bürgerentscheid  
 
(1) 1Spätestens vier Monate nach der Entscheidung über das 
Zustandekommen eines Bürgerbegehrens wird über den 
Gegenstand des Bürgerbegehrens ein Bürgerentscheid 
durchgeführt, sofern die Bezirksverordnetenversammlung 
dem Anliegen des Bürgerbegehrens nicht innerhalb von zwei 
Monaten unverändert oder in einer Form, die von den be-
nannten Vertrauensleuten gebilligt wird, zustimmt. 2Die Be-
zirksverordnetenversammlung kann im Rahmen des Bürger-
entscheids eine konkurrierende Vorlage zur Abstimmung 
unterbreiten. 
 
(2) Das Bezirksamt setzt den Abstimmungstermin auf einen 
Sonn- und Feiertag fest. Die Abstimmungsberechtigten wer-
den durch das Bezirksamt über den Termin des Bürgerent-
scheids informiert. Jeder Haushalt des Bezirks, in dem eine 
Wahlberechtigte oder ein Wahlberechtigter wohnt, erhält eine 
Information in Form einer amtlichen Mitteilung, in der die 
Argumente der Initiatorinnen oder Initiatoren und der Be-
zirksverordnetenversammlung in gleichem Umfang darzule-
gen sind und in der auf weitere Informationsmöglichkeiten 
hingewiesen wird. Die Mitteilung enthält zudem die geschätz-
ten Kosten gem. § 45 Abs. 2. 
 
(3) Beim Bürgerentscheid ist jede zur Bezirksverordneten-
versammlung wahlberechtigte Person stimmberechtigt. Über 
ein Bürgerbegehren kann nur mit „Ja“ oder „Nein“ entschie-
den werden. Soll über mehrere Gegenstände am gleichen 
Abstimmungstag entschieden werden, ist die Verbindung zu 
einer Vorlage unzulässig. Auch bei konkurrierenden Vorlagen 
zum gleichen Gegenstand können die Abstimmungsberech-
tigten jede Vorlage einzeln annehmen oder ablehnen; sie 
können zusätzlich darüber befinden, welche Vorlage vorge-
zogen wird. Die Möglichkeit der brieflichen Abstimmung ist zu 
gewährleisten.  
 
(4) Die Bezirksverordnetenversammlung kann mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln ihrer Mitglieder beschließen, dass 
über eine Angelegenheit in Sinne von § 45 Abs. 1 ein Bür-
gerentscheid stattfindet. 
 
(5) Die Bestimmungen des Landeswahlgesetzes und der 
Landeswahlordnung über das Wahlrecht, die Ausübung des 
Wahlrechts, die Wahlbenachrichtigung, die Ausgabe von 
Wahlscheinen, die Bezirkswahlleiter, die Wahlverzeichnisse, 
die Stimmbezirke, die Wahllokale, den Ablauf der Wahl, die 
Briefwahl, die in den Wahllokalen ehrenamtlich tätigen Per-
sonen sowie über die Nachwahl und Wiederholungswahl 
gelten für den Bürgerentscheid entsprechend. Das Nähere 
regelt der Senat durch Rechtsverordnung. Dabei kann die 
Zahl der Stimmbezirke und die Zahl der Mitglieder der Ab-
stimmungsvorstände verringert werden. 
 
§ 47 Ergebnis des Bürgerentscheids 
 
(1) Eine Vorlage ist angenommen, wenn sich mindestens 15 
Prozent der bei der letzten Wahl zur Bezirksverordnetenver-
sammlung festgestellten Zahl der Wahlberechtigten an der 
Abstimmung beteiligt haben und sie mit der Mehrheit der 
gültigen Stimmen angenommen wurde. Bei Stimmengleich-
heit gilt die Vorlage als abgelehnt. 
 
(2) Sind konkurrierende Vorlagen erfolgreich im Sinne des 
Absatzes 1, gilt die Vorlage als angenommen, die von der 
Mehrheit der Abstimmenden nach § 46 Abs. 3 Satz 4 vorge-
zogen wurde.
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(3) War ein Bürgerentscheid erfolgreich, so hat sein Ergebnis 
die Rechtswirkung (Entscheidung, Empfehlung oder Ersu-
chen) eines Beschlusses der Bezirksverordnetenversamm-
lung. 
 
§ 47a Mitteilung von Einzelspenden 
 
(1) 1Geld- oder Sachspenden an die Vertrauenspersonen 
eines Bürgerbegehrens, die in ihrem Gesamtwert die Höhe 
von 5 000 Euro übersteigen, sind dem Bezirksamt unter 
Angabe des Namens und der Anschrift des Spenders und 
der Gesamthöhe der Spenden unverzüglich anzuzeigen. 2Für 
Sachspenden ist der marktübliche Preis maßgebend. 
 
(2) Die Vertrauenspersonen versichern mit dem Antrag auf 
ein Bürgerbegehren nach § 45 Absatz 1 sowie 15 Tage vor 
dem Abstimmungstermin eines Bürgerentscheids an Eides 
statt, dass der Anzeigepflicht vollständig und richtig nachge-
kommen worden ist. 
 
(3) 1Die Geldspenden sind von den Vertrauenspersonen 
gesondert auf einem Konto unter Angabe des Spenders und 
des gespendeten Betrages zu verwalten. 2Sachspenden sind 
in einem schriftlichen Protokoll zu verzeichnen, in dem der 
Spender, der Gegenstand der Sachspende und der marktüb-
liche Wert ausgewiesen werden. 3Das Bezirksamt kann bei 
Vorliegen tatsächlicher Anhaltspunkte für eine unvollständige 
Anzeige nach Absatz 1 anordnen, dass die Vertrauensper-
sonen Unterlagen über Spenden vorlegen und ihr kontofüh-
rendes Geldinstitut ermächtigen, dem Bezirksamt Auskunft 
über die Einzelspenden sowie Name und Anschrift der 
Spender zu erteilen. 4Die Anordnung kann im Wege der 
Verwaltungsvollstreckung durchgesetzt werden. 
 
(4) Das Bezirksamt veröffentlicht die Angaben nach Absatz 1 
mit Ausnahme der Anschrift des Spenders fortlaufend in 
geeigneter Form, insbesondere im Amtsblatt und im Internet. 
Eine Vertrauensperson eines Bürgerbegehrens darf keine 
Geld- oder Sachspenden annehmen von 
 

1.Parlamentsfraktionen und -gruppen sowie von Frakti-
onen und Gruppen der Bezirksverordnetenversammlun-
gen, 
2.Unternehmen, die ganz oder teilweise im Eigentum 
der öffentlichen Hand stehen oder die von ihr verwaltet 
oder betrieben werden, sofern die direkte Beteiligung 
der öffentlichen Hand 25 Prozent übersteigt. 
 

§ 47b Spendenverbot 
 
Eine Vertrauensperson eines Bürgerbegehrens darf keine 
Geld- oder Sachspenden annehmen von 
 

1.Parlamentsfraktionen und -gruppen sowie von Frakti-
onen und Gruppen der Bezirksverordnetenversammlun-
gen, 
2.Unternehmen, die ganz oder teilweise im Eigentum 
der öffentlichen Hand stehen oder die von ihr verwaltet 
oder betrieben werden, sofern die direkte Beteiligung 
der öffentlichen Hand 25 Prozent übersteigt. 

 
8. Abschnitt 
 
(hier nicht wiedergegeben) 


